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EU−GIPFEL

Der Gipfel der Verschiebung

Fast schon ein Ritual:
Drinnen wird über die

weitere Abschottung der
Europäischen Union

gegen"illegale
Zuwanderer" gebrütet,
draußenfür dasandere
Europa demonstriert.
Konkret beschlossen

wurde wenig, auf diesem
EU−Gipfel in Sevilla.

Der Aufwand war groß,
der Effekt umso geringer.
10.000 Polizisten wurden
zum Schutz des EU−Gipfels
in der südspanischen Stadt
Sevilla aufgeboten. An den
Grenzen wurden Globalisie-
rungskritiker zurückgewie-
sen, die beiden portugiesi-
schen Parlamentarier Fran-
ciscoLouzaund Miguel Por-
tas vom Block der Linken
(BE) bei ihrem Einreisever-
such mit Schlagstöcken
traktiert. Bei Straßenkon-
trollen in ganz Spanien be-
schlagnahmten und zerstör-
ten Polizeibeamte Transpa-
rentegegendenEU−Gipfel.
Schnellrichter standen in

Sevilla bereit, alle Zufahrten
in die Stadt warenblockiert,
Durchlass gab es nur nach
einer Ausweiskontrolle
oder, wenn es den Unifor-
mierten beliebte, überhaupt
nicht. Die Demonstrations-
route warvondenBehörden
verlegt worden, damit sie
nicht durch die historische
Altstadt führte. Sogar "die
Herstellung, der Verkauf
oder der Transport vonBen-
zinundFeuerwerkskörpern"
blieben am Freitag und
Samstag in Sevilla per De-
kret untersagt.
Der Gipfel vonSevilla hat-

te der großartige Abschluss
der sechsmonatigen EU−Prä-
sidentschaft Spaniens wer-
densollen. Bevor Dänemark
Anfang nächster Woche die
Nachfolge antritt, wollte die
konservative Regierung Az-
nar schnell noch Akzente
setzen: mit der Abschottung

der Festung Europa und mit
Sanktionen gegen Drittlän-
der, die diese Politik nicht
aktiv unterstützen. Die
Agrarzuschüsse sollten ge-
prüft und eventuell sogar
abgeschafft werden, bevor
die östlichen Beitrittskandi-
datendavonprofitierenkön-
nen. Und der Beitritt der
Türkei sollte erörtert
werden.

Schärfere Kontrollen an
den Festungsmauern
Das wegweisende Treffen

der 15 Regierungschefs er-
wies sichletztlichjedochle-
diglich als ein Verschiebe-
gipfel, bei dem nicht viel
mehr herauskamals der ge-
meinsame Wunsch nach Ab-
schottung. Es sei "von ent-
scheidender Bedeutung,
dass die Migrationsströme
nachEuropaunter Kontrolle
gehalten werden", heißt es
in der Abschlusserklärung.
Wenige rein, viele raus − so
die gemeinsame Position
der Mitgliedschaftsstaaten.
Mit Rückführungsprogram-
men will die EU bereits in
der Union lebende Auslän-
der loswerden, und die poli-
tische Nötigung außereu-
ropäischer Staaten soll ver-
hindern, dass neue Migran-
tenkommen.
Wer die Grenzen zu Euro-

pas Festung nicht abdichtet
oder seine Staatsbürger
nicht zurücknehmen möch-
te, demdrohen künftig Kon-
sequenzen. Ginge es nach
Italien, Großbritannien, Dä-

nemark, Spanien, Österreich
und Deutschland, dann
könnten sogar Sanktionen
möglich sein, die Sperrung
der Entwicklungshilfe zum
Beispiel. Noch aber ist es in
der Europäischen Union
nicht so weit, dass alle Re-
gierungen als Reaktion auf
Wahlerfolge rechtsextremer
Parteiengleich derenForde-
rungen übernehmen wollen.
Frankreich, Belgien, Schwe-
den und Finnland forderten
einen "humanen" Ansatz.
Mehrheitsfähig freilich war
das nicht. Und so einigten
sich die EU−Staaten auf ei-
nen Kompromiss, dessen
"humane" Komponente dar-
inbesteht, das Wort Sanktio-
nen zu vermeiden, sie aller-
dings trotzdem zu ermög-
lichen.
"Eine unzureichende Zu-

sammenarbeit eines Landes
könnte einer Intensivierung
der Beziehungen zwischen
dembetreffenden Land und
der Union abträglich sein",
heißt es in demverabschie-
deten Beschluss. Die Union
müsse dabei "alle geeigne-
tenInstrumentei mRahmen
der Außenbeziehungen" ein-
setzen, um Drittstaaten zur
Kooperation zu bewegen.
Kaum verabschiedet, wer-
tete die Achse der Hardliner
den vermeintlichen Kom-
promiss als Erfolg ihrer
Linie. Bundeskanzler Schrö-
der sah sich bestätigt
unddrohte anschließend
den Herkunfts− und Dritt-
ländern offen mit Konse-
quenzen.

Auch nachinnensichert sich die EUab. 10.000PolizistInnensorgten währenddemGipfel in Sevillafür Ruhe und Ordnung.
(Foto: Epa)

Die Verständigung auf die
Abschottung nach außenist
wohl der einzige Erfolg, den
Ministerpräsident Aznar
bei m Gipfel für sich verbu-
chenkonnte. Schonvor dem
Treffen in Sevilla wirkte die
konservative Regierung al-
les andere als souverän. Die
sozialdemokratischen Ge-
werkschaften des Landes
hatten ihr den Auftakt ver-
miest. Ein Generalstreikleg-
te am Tag vor dem Beginn
des Gipfels das Land lahm,
vor allem im Bereich des
Verkehrs. Viele Züge und
Flugzeuge blieben stehen,
nur die gesetzlich vorge-
schriebene Mindestversor-
gung wurde von den Ge-
werkschaften aufrechterhal-
ten. Die Regierungschefs
mussten sichfolglich genau
überlegen, wannund wiesie
die Reise nach Sevilla antre-
ten, die meisten kamen erst
Freitagfrüh.

Heterogener
Gipfelprotest
Für Aznar war es ein deut-

licher Affront der Gewerk-
schaften. Just am Tag vor
demGipfelbeginn mit einem
Generalstreik gegen die Ver-
schlechterung des Kündi-
gungsschutzes und der Ar-
beitslosenbeihilfe zu prote-
stieren, diene vor allemda-
zu, "dem Ansehen Spaniens
in Europa" zu schaden, so
Aznar. Na und, dachten sich
wohl die Gewerkschaften
und behielten den Termin
bei. Für sie gibt es schließ-

lich Schli mmeres als einen
Generalstreik, der auch i m
Ausland wahrgenommen
wird.
Auch die Globalisierungs-

kritiker ergriffen die Gele-
genheit, fürihre Anliegenzu
demonstrieren. Immerhin
250.000 Menschen sollen
nachAngabender Veranstal-
ter an der Großdemonstrati-
on "für ein anderes Europa
und eine demokratischere
und gerechtere Welt" teilge-
nommen haben. Die Polizei
sprach von 80.000 Teilneh-
mern.
"Kein Mensch ist illegal",

lautete eine der Hauptlosun-
gen, die Solidarität mit etwa
400 hungerstreikenden Mi-
granten in der Universität
von Sevilla stand ganz oben
auf der Liste der politischen
Forderungen. Doch in einer
solchgroßenBewegungsind
freilich nicht alle einer Mei-
nung. Sofeierte es ein Spre-
cher des Gegengipfels be-
reits als Erfolg, dass i mEU−
Beschluss zur Bekämpfung
der Immigration das Wort
"Sanktionen" nicht vor-
kommt.
Diei mSozialforumSevilla

zusammengeschlossenen I-
nitiatoren betonten, wie
"friedlich" ihr Protest und
wie"unnütz" das große Poli-
zeiaufgebot gewesensei. Die
wenigen gewaltbereiten EU−
Gegner seien schließlich er-
folgreich aus demDemozug
ausgestoßen worden. Die
Betonung der eigenen Fried-
fertigkeit und der Wille zur
Reformpolitik dürfte vor al-
lemdiespanische Regierung
geärgert haben. Seit über ei-
nemJahr versucht sie Glo-
balisierungskritiker unter
den Generalverdacht des
Terrorismuszustellen. Bei m
Gipfel in Sevilla bot die bas-
kische Terrororganisation
Eta dazu eigentlich einen
hervorragenden Anlass. Ih-
ren Protest drückten die Se-
paratisten mit fünf Bomben-
anschlägenin nur zwei Tage
aus. Touristenhotels in Süd-
spanienundeinKaufhausi m
Norden des Landes waren
diesmal ihre Ziele. Insge-
samt gabes dabei zwölf Ver-
letzte.
Ein Zusammenhang zu

den Globalisierungskritikern
scheint jedoch schwer kon-
struierbar. Obwohl die Eta
nicht isoliert ist. Bei der
Großdemo in Sevilla stand
auf einem Transparent in
baskischer Sprache die
Parole: "Globale Intifada ge-
gendenKapitalismus".
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